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Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des 
vom Wasserwirtschaftsamt Regensburg ermittelten 
Überschwemmungsgebiets am Chamer Bach von 
Flusskilometer 0,0 bis 2,0 auf dem Gebiet der Ge-
meinden Blaibach und Miltach 
 

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre ha-
ben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzusorgen, um 
Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Vorausset-
zung dafür ist, die Gebiete zu ermitteln, die bei Hochwas-
ser voraussichtlich überschwemmt werden. Das Bayeri-
sche Wassergesetz (BayWG) verpflichtet deshalb die 
Wasserwirtschaftsämter, die Überschwemmungsge-
biete in Bayern zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 
Abs. 1 BayWG). 
 

Auf dem Gebiet der Gemeinden Blaibach und Miltach im 
Landkreis Cham wurde das Überschwemmungsgebiet 
am Chamer Bach (im Folgenden als Überschwem-
mungsgebiet bezeichnet) von Flusskilometer 0,0 bis 
Flusskilometer 2,0 berechnet und in Plänen dargestellt. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich 
dabei um die Ermittlung und Dokumentation einer von 
Natur aus bestehenden Gefährdungslage und nicht um 
eine durchgeführte oder veränderbare Planung handelt. 
 

Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsge-
biets ist das 100-jährliche Hochwasser (Bemessungs-
hochwasser − HQ100). Ein 100-jährliches Hochwasser 
wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 
100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. Da es 
sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss in-
nerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten. 
Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemm-
ten Flächen sind in den beigefügten Übersichtskarten im 
Maßstab M 1 : 10.000 senkrecht schraffiert und schwarz 
eingefasst. Detailkarten im Maßstab M 1 : 2.500 können 

im Landratsamt Cham (Zi. 246) und in den Gemeinden 
Blaibach und Miltach täglich während der üblichen 
Dienstzeiten eingesehen werden. Diese Bekanntma-
chung sowie sämtliche Übersichts- und Detailpläne sind 
außerdem im Internet unter www.landkreis-cham.de 
(Service -> Online-Services -> Auslegungen -> Land-
kreis Cham) abrufbar.  
 

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwem-
mungsgebiet dargestellten Flächen als vorläufig gesi-
cherte Gebiete. Damit sind insbesondere folgende 
Rechtswirkungen verbunden: 
 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist 
gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung 
neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen o-
der in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB) untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Aus-
weisung ausschließlich der Verbesserung des Hochwas-
serschutzes dient, sowie für Bauleitpläne für Häfen und 
Werften (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).  
 

Ausnahmsweise kann das Landratsamt Cham abwei-
chend von genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 
WHG die Ausweisung neuer Baugebiete unter den Vo-
raussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG zulassen. 
Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat die 
Gemeinde bei der Aufstellung, Änderung oder Ergän-
zung von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 
Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu be-
rücksichtigen: 
 

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf 
Oberlieger und Unterlieger, 

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des beste-
henden Hochwasserschutzes und 

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvor-
haben. 

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 
BauGB entsprechend. 
 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG 
ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das 
Verbot gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, 
des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und 
Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes des 
Messwesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG). 
 

Im Einzelfall kann das Landratsamt Cham abweichend 
von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder Erwei-
terung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 
BauGB gemäß § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn  
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1. das Vorhaben 
a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtigt und der Verlust von 
verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, 
funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwas-
ser nicht nachteilig verändert, 

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht be-
einträchtigt und 

d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 
2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbe-

stimmungen ausgeglichen werden können. 
 

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen 
sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 
Gemäß § 78a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist 
in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
ebenfalls untersagt: 
 

1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen 
Anlagen, die den Wasserabfluss behindern können, 

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefähr-
denden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die 
Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 

3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen au-
ßerhalb von Anlagen, 

4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern 
von Gegenständen, die den Wasserabfluss behin-
dern können oder die fortgeschwemmt werden kön-
nen, 

5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 
6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, 

soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hoch-
wasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und 
§ 75 Abs. 2 WHG entgegenstehen, 

7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nut-

zungsart. 
 

Die zuvor genannten Verbote nach § 78a Abs. 1 gelten 
nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus 
von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deich-
unterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschließlich 
Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederherstellung 
des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf 
Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwesens so-
wie für Handlungen, die für den Betrieb von zugelasse-
nen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewässer-
benutzungen erforderlich sind. 
 

Das Landratsamt Cham kann im Einzelfall abweichend 
von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen zulas-
sen, wenn  
1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht ent-

gegenstehen, 
2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhal-

tung nicht wesentlich beeinträchtigt werden und 
3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder 

erhebliche Sachschäden nicht zu befürchten sind  
oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Ne-
benbestimmungen ausgeglichen werden können 
(§ 78a Abs. 2 Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Vo-
raussetzungen der zuvor genannten Nummern 2 und 
3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft 
zu berücksichtigen (§ 78a Abs. 2 Satz 3 WHG). 

Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbe-
stimmungen versehen oder widerrufen werden (§ 78a 
Abs. 2 Satz 2 WHG). 
 

Nach § 78a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind 
in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten im 
Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwasserge-
fahr Gegenstände nach § 78a Abs. 1 Nr. 4 WHG durch 
ihren Besitzer unverzüglich aus dem Gefahrenbereich zu 
entfernen. 
Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizöl-
verbraucheranlagen in vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebieten verboten. Das Landratsamt 
Cham kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn 
keine anderen weniger wassergefährdenden Energieträ-
ger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung 
stehen und die Heizölverbraucheranlage hochwassersi-
cher errichtet wird. 
 

In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
gelten für Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (u. a. 
Heizölverbraucheranlagen) insbesondere die 
Anforderungen nach § 50 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 
Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sind zum 
Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. Für 
Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-
Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten 
insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 
Anlage 7 AwSV. Zudem haben Betreiber prüfpflichtiger 
Anlagen gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -
intervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu 
beachten.  
 

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Ent-
scheidungen des Landratsamts über die Festsetzung ei-
nes Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverord-
nung. Die vorläufige Sicherung endet, sobald die 
Rechtsverordnung zur Festsetzung des Überschwem-
mungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfah-
ren eingestellt wird. Sie endet spätestens nach Ablauf 
von fünf Jahren. Im begründeten Einzelfall kann die Frist 
vom Landratsamt Cham höchstens um zwei weitere 
Jahre verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 
BayWG). 
Das durch Rechtsverordnung vom 18.04.2016 festge-
setzte und in den Detailkarten entsprechend angege-
bene Überschwemmungsgebiet am Regen bleibt von 
der vorläufigen Sicherung unberührt. Für dieses Gebiet 
gelten insbesondere die Festsetzungen der Rechtsver-
ordnung und die Ge- und Verbote nach den nach §§ 78, 
78a und 78c WHG, Art. 46 BayWG sowie §§ 46, 50 und 
Anlage 7 Nr. 8.2 und 8.3 AwSV.  
 

Weitere Informationen: 
Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete werden im Themenbereich Na-
turgefahren des UmweltAtlas Bayern für die Öffentlich-
keit dokumentiert. Unter www.iug.bayern.de sind auch 
weitere Informationen zu Überschwemmungsgebieten 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festset-
zungsverfahren zu finden. Wasserspiegellagen sind 
beim zuständigen Wasserwirtschaftsamt zu erfragen. 
 

Cham, 28.09.2022    Franz Löffler 
Landratsamt Cham   Landrat 

http://www.iug.bayern.de/
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Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des 
vom Wasserwirtschaftsamt Regensburg ermittelten 
Überschwemmungsgebiets am Ölbrunnbach von 
Flusskilometer 0,00 bis 3,62 auf dem Gebiet der Stadt 
Furth im Wald 
 

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre ha-
ben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzusorgen, um 
Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Vorausset-
zung dafür ist, die Gebiete zu ermitteln, die bei Hochwas-
ser voraussichtlich überschwemmt werden. Das Bayeri-
sche Wassergesetz (BayWG) verpflichtet deshalb die 
Wasserwirtschaftsämter, die Überschwemmungsge-
biete in Bayern zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 
Abs. 1 BayWG). 
 

Auf dem Gebiet der Stadt Furth im Wald im Landkreis 
Cham wurde das Überschwemmungsgebiet am Öl-
brunnbach (im Folgenden als Überschwemmungsgebiet 
bezeichnet) von Flusskilometer 0,0 bis Flusskilometer 
3,62 berechnet und in Plänen dargestellt. Es wird aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei um die 
Ermittlung und Dokumentation einer von Natur aus be-
stehenden Gefährdungslage und nicht um eine durchge-
führte oder veränderbare Planung handelt. 
 

Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsge-
biets ist das 100-jährliche Hochwasser (Bemessungs-
hochwasser − HQ100). Ein 100-jährliches Hochwasser 
wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 
100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. Da es 
sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss in-
nerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten. 
 

Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemm-
ten Flächen sind in den beigefügten Übersichtskarten im 
Maßstab M 1 : 10.000 senkrecht schraffiert und schwarz 
eingefasst. Detailkarten im Maßstab M 1 : 2.500 können 
im Landratsamt Cham (Zi. 246) und in der Stadt Furth im 
Wald täglich während der üblichen Dienstzeiten einge-
sehen werden. Diese Bekanntmachung sowie sämtliche 
Übersichts- und Detailpläne sind außerdem im Internet 
unter www.landkreis-cham.de (Service -> Online-Ser-
vices -> Auslegungen -> Landkreis Cham) abrufbar. 
 

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwem-
mungsgebiet dargestellten Flächen als vorläufig gesi-
cherte Gebiete. Damit sind insbesondere folgende 
Rechtswirkungen verbunden: 
 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist 
gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung 
neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen o-
der in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB) untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Aus-
weisung ausschließlich der Verbesserung des Hochwas-
serschutzes dient, sowie für Bauleitpläne für Häfen und 
Werften (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).  
 

Ausnahmsweise kann das Landratsamt Cham abwei-
chend von genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 
WHG die Ausweisung neuer Baugebiete unter den Vo-
raussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG zulassen. 
 

Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat die 
Gemeinde bei der Aufstellung, Änderung oder Ergän-
zung von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 
Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der 

Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu be-
rücksichtigen: 
 

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf 
Oberlieger und Unterlieger, 

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des beste-
henden Hochwasserschutzes und 

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bau-
vorhaben. 
 

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 
BauGB entsprechend. 
 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG 
ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das 
Verbot gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, 
des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und 
Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes des 
Messwesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG). 
Im Einzelfall kann das Landratsamt Cham abweichend 
von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder Erwei-
terung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 
BauGB gemäß § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn  
 

1. das Vorhaben 
a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtigt und der Verlust von 
verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, 
funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwas-
ser nicht nachteilig verändert, 

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht be-
einträchtigt und 

d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 
2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestim-

mungen ausgeglichen werden können. 
 

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen 
sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 
 

Gemäß § 78a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist 
in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
ebenfalls untersagt: 
 

1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen 
Anlagen, die den Wasserabfluss behindern kön-
nen, 

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefähr-
denden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die 
Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 

3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen 
außerhalb von Anlagen, 

4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern 
von Gegenständen, die den Wasserabfluss behin-
dern können oder die fortgeschwemmt werden 
können, 

5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 
6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, 

soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hoch-
wasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 
und § 75 Abs. 2 WHG entgegenstehen, 

7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nut-

zungsart. 
 

http://www.landkreis-cham.de/
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Die zuvor genannten Verbote nach § 78a Abs. 1 gelten 
nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus 
von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deich-
unterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschließlich 
Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederherstellung 
des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf 
Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwesens so-
wie für Handlungen, die für den Betrieb von zugelasse-
nen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewässer-
benutzungen erforderlich sind. 
 

Das Landratsamt Cham kann im Einzelfall abweichend 
von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen zulas-
sen, wenn  
 

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht 
entgegenstehen, 

2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrück-
haltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden 
und 

3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder 
erhebliche Sachschäden nicht zu befürchten sind  
 

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Ne-
benbestimmungen ausgeglichen werden können 
(§ 78a Abs. 2 Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Vo-
raussetzungen der zuvor genannten Nummern 2 
und 3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbar-
schaft zu berücksichtigen (§ 78a Abs. 2 Satz 3 
WHG). 
 

Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbe-
stimmungen versehen oder widerrufen werden (§ 78a 
Abs. 2 Satz 2 WHG). 
 

Nach § 78a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind 
in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten im 
Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwasserge-
fahr Gegenstände nach § 78a Abs. 1 Nr. 4 WHG durch 
ihren Besitzer unverzüglich aus dem Gefahrenbereich zu 
entfernen. 
 

Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizöl-
verbraucheranlagen in vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebieten verboten. Das Landratsamt 
Cham kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn 
keine anderen weniger wassergefährdenden Energieträ-
ger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung 
stehen und die Heizölverbraucheranlage hochwassersi-
cher errichtet wird. 
 

In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
gelten für Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (u. a. 
Heizölverbraucheranlagen) insbesondere die 
Anforderungen nach § 50 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 
Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sind zum 
Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. Für 
Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-
Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten 
insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 
Anlage 7 AwSV. Zudem haben Betreiber prüfpflichtiger 
Anlagen gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -
intervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu 
beachten.  

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Ent-
scheidungen des Landratsamts über die Festsetzung ei-
nes Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverord-
nung. Die vorläufige Sicherung endet, sobald die 
Rechtsverordnung zur Festsetzung des Überschwem-
mungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfah-
ren eingestellt wird. Sie endet spätestens nach Ablauf 
von fünf Jahren. Im begründeten Einzelfall kann die Frist 
vom Landratsamt Cham höchstens um zwei weitere 
Jahre verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 
BayWG). 
 

Weitere Informationen: 
Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete werden im Themenbereich Na-
turgefahren des UmweltAtlas Bayern für die Öffentlich-
keit dokumentiert. Unter www.iug.bayern.de sind auch 
weitere Informationen zu Überschwemmungsgebieten 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festset-
zungsverfahren zu finden. Wasserspiegellagen sind 
beim zuständigen Wasserwirtschaftsamt zu erfragen. 
 

Cham, 28.09.2022   Franz Löffler 
Landratsamt Cham   Landrat 
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Bekanntmachung zur vorläufigen Sicherung des 
vom Wasserwirtschaftsamt Regensburg ermittelten 
Überschwemmungsgebiets an der Kalten Pastritz 
von Flusskilometer 0,00 bis 4,85 auf dem Gebiet der 
Stadt Furth im Wald 
 

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre ha-
ben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzusorgen, um 
Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Vorausset-
zung dafür ist, die Gebiete zu ermitteln, die bei Hoch-
wasser voraussichtlich überschwemmt werden. Das 
Bayerische Wassergesetz (BayWG) verpflichtet des-
halb die Wasserwirtschaftsämter, die Überschwem-
mungsgebiete in Bayern zu ermitteln und zu kartieren 
(Art. 46 Abs. 1 BayWG). 
 

Auf dem Gebiet der Stadt Furth im Wald im Landkreis 
Cham wurde das Überschwemmungsgebiet an der Kal-
ten Pastritz (im Folgenden als Überschwemmungsge-
biet bezeichnet) von Flusskilometer 0,00 bis Flusskilo-
meter 4,85 berechnet und in Plänen dargestellt. Es wird 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei 
um die Ermittlung und Dokumentation einer von Natur 
aus bestehenden Gefährdungslage und nicht um eine 
durchgeführte oder veränderbare Planung handelt. 
 

Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungs-
gebiets ist das 100-jährliche Hochwasser (Bemes-
sungshochwasser − HQ100). Ein 100-jährliches Hoch-
wasser wird an einem Standort im statistischen Durch-
schnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. 
Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Ab-
fluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftre-
ten. 
 

Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemm-
ten Flächen sind in den beigefügten Übersichtskarten 
im Maßstab M 1 : 10.000 senkrecht schraffiert und 
schwarz eingefasst. Detailkarten im Maßstab 
M 1 : 2.500 können im Landratsamt Cham (Zi. 246) und 
in der Stadt Furth im Wald täglich während der üblichen 
Dienstzeiten eingesehen werden. Diese Bekanntma-
chung sowie sämtliche Übersichts- und Detailpläne sind 
außerdem im Internet unter www.landkreis-cham.de 
(Service -> Online-Services -> Auslegungen -> Land-
kreis Cham) abrufbar. 
 

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Über-
schwemmungsgebiet dargestellten Flächen als vorläu-
fig gesicherte Gebiete. Damit sind insbesondere fol-
gende Rechtswirkungen verbunden: 
 

Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist 
gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung 
neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen o-
der in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB) untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Aus-
weisung ausschließlich der Verbesserung des Hoch-
wasserschutzes dient, sowie für Bauleitpläne für Häfen 
und Werften (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).  
 

Ausnahmsweise kann das Landratsamt Cham abwei-
chend von genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 
WHG die Ausweisung neuer Baugebiete unter den Vo-
raussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG zulassen. 
 

Nach § 78 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 8 WHG hat 
die Gemeinde bei der Aufstellung, Änderung oder Er-
gänzung von Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 
Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu be-
rücksichtigen: 
 

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf 
Oberlieger und Unterlieger, 

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des beste-
henden Hochwasserschutzes und 

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvor-
haben. 

 

Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 
Abs. 6 BauGB entsprechend. 
 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 8 WHG 
ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das 
Verbot gilt nicht für Maßnahmen des Gewässeraus-
baus, des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewäs-
ser- und Deichunterhaltung und des Hochwasserschut-
zes des Messwesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG). 
 

Im Einzelfall kann das Landratsamt Cham abweichend 
von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder Erwei-
terung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 
35 BauGB gemäß § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn  
 

1. das Vorhaben 

a) die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtigt und der Verlust von 

verloren gehendem Rückhalteraum umfang-, 

funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hoch-

wasser nicht nachteilig verändert, 

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht be-

einträchtigt und 

d) hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbe-

stimmungen ausgeglichen werden können. 
 

Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen 
sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 
 

Gemäß § 78a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 WHG ist 
in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
ebenfalls untersagt: 
 

1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnli-

chen Anlagen, die den Wasserabfluss behin-

dern können, 

2. das Aufbringen und Ablagern von wasserge-

fährdenden Stoffen auf dem Boden, es sei 

denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ord-

nungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft ein-

gesetzt werden, 

3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen 

außerhalb von Anlagen, 
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4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige La-

gern von Gegenständen, die den Wasserab-

fluss behindern können oder die fortge-

schwemmt werden können, 

5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzun-

gen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden 

Hochwasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 6 und § 75 Abs. 2 WHG entgegenstehen, 

7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

8. die Umwandlung von Auwald in eine andere 

Nutzungsart. 
 

Die zuvor genannten Verbote nach § 78a Abs. 1 gelten 
nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus 
von Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deich-
unterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschließlich 
Maßnahmen zur Verbesserung oder Wiederherstellung 
des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf 
Rückhalteflächen, für Maßnahmen des Messwesens 
sowie für Handlungen, die für den Betrieb von zugelas-
senen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewäs-
serbenutzungen erforderlich sind. 
 

Das Landratsamt Cham kann im Einzelfall abweichend 
von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen zulas-
sen, wenn  
 

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht 

entgegenstehen, 

2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrück-

haltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden 

und 

3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit o-

der erhebliche Sachschäden nicht zu befürchten 

sind  
 

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch 
Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können 
(§ 78a Abs. 2 Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der 
Voraussetzungen der zuvor genannten Nummern 2 
und 3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbar-
schaft zu berücksichtigen (§ 78a Abs. 2 Satz 3 
WHG). 
 

Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbe-
stimmungen versehen oder widerrufen werden (§ 78a 
Abs. 2 Satz 2 WHG). 
 

Nach § 78a Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 6 WHG sind 
in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten im 
Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwasserge-
fahr Gegenstände nach § 78a Abs. 1 Nr. 4 WHG durch 
ihren Besitzer unverzüglich aus dem Gefahrenbereich 
zu entfernen. 
 

Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heiz-
ölverbraucheranlagen in vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebieten verboten. Das Landratsamt 
Cham kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn 
keine anderen weniger wassergefährdenden Energie-
träger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfü-
gung stehen und die Heizölverbraucheranlage hoch-
wassersicher errichtet wird. 
 

In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
gelten für Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (u. a. 
Heizölverbraucheranlagen) insbesondere die 
Anforderungen nach § 50 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 
Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sind zum 
Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. 
Für Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-
Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten 
insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 
Anlage 7 AwSV. Zudem haben Betreiber prüfpflichtiger 
Anlagen gemäß § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und -
intervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu 
beachten.  
 

Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Ent-
scheidungen des Landratsamts über die Festsetzung 
eines Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverord-
nung. Die vorläufige Sicherung endet, sobald die 
Rechtsverordnung zur Festsetzung des Überschwem-
mungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsver-
fahren eingestellt wird. Sie endet spätestens nach Ab-
lauf von fünf Jahren. Im begründeten Einzelfall kann die 
Frist vom Landratsamt Cham höchstens um zwei wei-
tere Jahre verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 
BayWG). 
 

Weitere Informationen: 
Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete werden im Themenbereich Na-
turgefahren des UmweltAtlas Bayern für die Öffentlich-
keit dokumentiert. Unter www.iug.bayern.de sind auch 
weitere Informationen zu Überschwemmungsgebieten 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Fest-
setzungsverfahren zu finden. Wasserspiegellagen sind 
beim zuständigen Wasserwirtschaftsamt zu erfragen. 
 
Cham, 28.09.2022   Franz Löffler 
Landratsamt Cham   Landrat 
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Übung der Bundeswehr 
 

Die Bundeswehr hält von 18. bis 20.10.2022 und von 25. 
bis 27.10.2022 eine Übung im freien Gelände ab. 
Übungsraum ist der südöstliche Teil des Landkreises 
Cham. Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den 
Einrichtungen der übenden Truppe fernzuhalten. Ferner 
wird auf die Gefahren aufmerksam gemacht, die von lie-
gengebliebenen Sprengmitteln, Fundmunition und der-
gleichen ausgehen.  
Etwaige entstandene Manöverschäden können zur 
Schadensregulierung bei der örtlichen Gemeindeverwal-
tung angezeigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


